
4 FOKUS  — 26. März 2020

gelsanger im vergangenen Jahr einräumen, es 
könne bei Krankheitsfällen unter dem Personal 
«punktuell zu Verletzungen des Arbeitsgesetzes 
kommen».

Der Aufstand eines Liberalen

Ausgerechnet einem freisinnigen Politiker, der 
sich normalerweise streng ans Credo «mehr 
Freiheit, weniger Staat» seiner Partei hält, lupf-
te es im letzten Sommer endgültig den Deckel. 
Der Thaynger Kantonsrat Marcel Montanari 
weist seit fünf Jahren darauf hin, dass das Per-
sonal am Kantonsspital viel zu viele Überstun-
den anhäuft und auch das Arbeitsgesetz wohl 
nicht immer eingehalten werde, obwohl es für 
Notfallsituationen genügend Spielraum biete. 
Derweil hiess es vonseiten der Spitalleitung 
stets, diese Fälle seien Ausnahmen. Montanari 
gab sich damit aber nicht zufrieden: «Wenn sich 
das über fünf Jahre hinzieht, ist es langsam die 
Regel und nicht mehr nur eine Ausnahme», mo-
nierte er an einer Kantonsratssitzung. Er weiger-
te sich deshalb, der Spitalleitung die Décharge 
zu erteilen.

Gegenüber der AZ bekräftigt Montanari 
seine Kritik: «Die Leute sind teilweise derart 
überlastet, dass es gefährlich wird.» Er verweist 
unter anderem darauf, dass gemäss Unfall-
statistiken im allgemeinen Personen aus dem 
Gesundheitwesen häufiger Autounfälle ver-
ursachen. Er nimmt deshalb die Spitalleitung 
in die Pflicht: «Von ihr erwarte ich, dass keine 
realitätsfernen, sondern praxistaugliche Einsatz-
pläne erstellt werden.»

Auch Patrick Portmann, SP-Kantonsrat und 
Vorstandsmitglied der Personal-Gewerkschaft 

VPOD Schaffhausen, kritisiert die Personalpoli-
tik des Kantonsspitals. «Es gibt ganz klar einen 
Personalmangel», sagt er. Die Situation könne 
sich nun verschärfen, weil Angestellte ausfallen, 
die positiv auf das Coronavirus getestet wurden 
und sich in Selbst-Isolation befinden. Die Spitä-
ler bestätigen auf Nachfrage der AZ, dass «ein-
zelne Mitarbeitende» positiv getestet wurden 
und deshalb zurzeit fehlen (siehe Seite 5). 

Nicht nur an der Front, auch hinter den 
Kulissen hat sich der Druck auf das Personal 
erhöht: Während im SRF letzte Woche Bilder 

von Personen gezeigt wurden, die auf ihren 
Balkonen dem Personal im Gesundheitswesen 
applaudierten, erliess der Bundesrat eine Ver-
ordnung, in der er die Pausen und Ruhezeiten 

des Gesundheitspersonals bis auf weiteres er-
satzlos strich. Das kam beim VPOD nicht gut 
an: «Jene, die sich tagtäglich Gesundheitsrisiken 
aussetzen, sollen als Arbeitnehmende zweiter 
Klasse behandelt werden, die selber keinen An-
spruch auf Schutz ihrer eigenen Gesundheit 
mehr haben», kritisiert die Gewerkschaft. Sie 
spricht von einer gefährlichen «Hüftschussver-
ordnung» und fordert ihre sofortige Rücknah-
me, zumal schon das geltende Gesetz in Not-
situationen Arbeitszeiten von 60 Stunden pro 
Woche erlaube. 

Keine Forderungen an die Politik

Während in Genf laut Bundesamt für Gesund-
heit am Dienstag schon über 200 Personen 
hospitalisiert waren, knapp 50 davon auf den 
Intensivstationen, wird in Schaffhausen der-
zeit nicht bekanntgegeben, wie viele Personen 
im Kantonsspital auf dem Geissberg behandelt 
werden. Aber: «Zurzeit reichen die Kapazitä-
ten», heisst es aus der Kommunikationsabtei-
lung. Bis gestern Mittwoch waren zwei Isola-
tionsstationen mit 25 Betten eingerichtet wor-
den. Eine Gesamtkapazität für Covid-Patienten 
in Isolation hänge jedoch «nicht nur von der 
Bettenzahl, sondern auch von den Personalres-
sourcen ab». 

Um die angespannte Personalsituation zu-
mindest ein Stück weit zu entschärfen, haben 
die Spitäler Schaffhausen schon letzte Woche 
Massnahmen eingeleitet und quasi einen «Shut-
down» des regulären Betriebs vollzogen, wie 
Markus Eberhard, Medizinischer Direktor des 
Kantonsspitals und Mitglied der Spitalleitung, 
an besagter Pressekonferenz von letzter Woche 
sagte. Neben der Absage sämtlicher nicht ab-
solut notwendiger Operationen seien Umschu-
lungen für das Personal eingeleitet worden, so 
dass die Fachkräfte der jetzt geschlossenen Ab-
teilungen für die Behandlung von am Corona-
virus erkrankten Personen eingesetzt werden 
können. Eberhard sagt aber auch: «Wir wer-

den das Arbeitsgesetz nicht präzise einhalten 
können.»

Forderungen gegenüber der Politik stellt 
die Spitalleitung – zumindest heute – allerdings 
noch nicht. Während grosse Teile der Wirtschaft 
sofortige Finanzspritzen vom Staat fordern, sagt 
Eberhard: «Im Moment müssen wir diese Krise 
bewältigen.»

Ob das Zuwarten die richtige Strategie ist, 
darf jedoch bezweifelt werden. Wer Geld vom 
Staat bekommt, wird jetzt entschieden. Und 
vielleicht werden die Verantwortlichen auch 
einem Entscheid des Kantonsrats noch nach-
trauern: Vor eineinhalb Jahren wollte Marcel 
Montanari den Spitälern Schaffhausen unter 
anderem für Verbesserungen im Personalwesen 
mehr Geld zur Verfügung stellen. Er hatte ge-
fordert, dass der Kanton Schaffhausen darauf 
verzichtet, knapp drei Millionen Franken vom 
Gewinn der Spitäler abzuschöpfen und in die 
Staatskasse fliessen zu lassen. Er blieb damit aber 
erfolglos. Nicht einmal die linke Ratsseite unter-
stützte seinen Antrag geschlossen. 

«Die Leute sind teilweise 
derart überlastet, dass es 
gefährlich wird»
Marcel Montanari, FDP

Geraten die Löhne 
unter Druck? 

FDP-Kantonsrat Christian Heyde-
cker will, dass vom Kantonsrat be-
schlossene Lohnerhöhungen für die 
Spitäler Schaffhausen nicht mehr 
bindend sind. Er hat Ende 2019 
einen entsprechenden politischen 
Vorstoss eingereicht, der derzeit 
noch hängig ist. Gegenüber der AZ 
sagt Heydecker, es gehe ihm nicht 
darum, dass die Spitäler Schaffhau-
sen danach generell weniger Lohn 
auszahlen müssen, sondern flexib-
ler werden und «dort, wo Bedarf ist, 
die Löhne erhöhen und an anderen 
Stellen etwas reduzieren können». 
Die Spitäler sollen «eine eigenstän-
dige, autonome Lohnpolitik» ma-
chen dürfen.

Gewerkschafter Patrick Port-
mann spricht indes von einer «sehr 
gefährlichen und besorgniserregen-
den» Forderung. Er sagt, Heydeckers 
Vorstoss würde dazu führen, dass der 
Druck dort, wo er jetzt schon gross 
sei, noch weiter zunehmen werde, 
während Personen des oberen Ka-
ders, die schon viel verdienen, noch 
mehr erhalten würden. «Das macht 
mich hässig!», sagt Portmann.

«Wir werden das 
Arbeitsgesetz nicht 
präzise einhalten 
können»
Markus Eberhard, Spitalleitung


